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Der schweizerische Republikaner
herausgegeben

von Escher und Usteri,
Mitglieder« der geschehende« Räthe der helvetischen Republik.

Hundert ein und dreissigsteS Stück.
Drittes Quartal.

Zürich, Dienstags den n. September 1798.

Gesezgebung.
Senat 18. August.

Zwei Deputirte von Luzern, überbringen ein
Schreiben der dasigen Verwaltuugskammer, um dem
Senat für die auf Luzern gefallene Wahl des Regie-
rungssltzes zu danken; der eine Depittirte Koch fügt
eine mündliche Anrede hinzu; sie erhalten die Ehre
der Sitzung.

Ueber einen Brief der Wittwe Zimmcrmann von
BruH, der dem Senat ganz fremdartige Gegenstande
enthalt, geht man zur Tagesordnung.

Usteri und Muret legen im Namen einer Kom-
mission die Einleitung zu dem Protokolle des Senats
vor; dieselbe enthält eine kurze historische Darstellung
der Vereinigung der ehmaligen Kantone, in die eine
helvetische Republik und die Nachricht von den Zu
sammenkunfren der Dcputirten in Arau vor der Kon-
stituirung der Räche, endlich das Prowloll von oer
ersten gemeinschaftlichen Sitzung beider Rathe. Lü-
thi v. Sol. findet darinn nicht e>wähnt, vaß So-
lothurn zwei Tage früher als Luzern, das System
der Freiheit und Gleichheit angenommen und x.i„d-
stände zusammenberufcn hat: ob es aufrichtig gemeint
war, dieses sey so wenig hier, als bei Bern, ru-
zcrn und Zurich die Frage. Laflechere will, daß
ein wichtiger Charakteristischer Zug unsrer R.volution,
wie ncmlich Arau noch während die Tagsatzung in sei-
nen Mauren war, den Freihestsbaum pst. njt, aus-
genommen werde. Der Präsident Dold,r bemerkt,
es Ware dieß nur am Tag nach ocm Set-Iuß der Tag'
latzung geschehen. Meyer v Ar. bestätigt di s;uvrigcns ware der Baum längst bereit gelegen und
nur aus Schonung gegen die Glieder der T'gsatznngftme Aufrichtung bis nach ihter Adresse verzögert
worden. Laflechere verlangt, daß die Sache auch
so emgerukt werde. Fornerod will, baß die Ar-

^Kommission guf vein Bureau ste-
gm bleibe, damit jedes Mitglied Zeit habe, zu um*
Ducken -ob nichts Wesentliches ausgelassen sey:er Mvst, fii,de die merkwürdigste Thatsach« nicht da-
rinn, w«c nemlich die aus 15,000 Seelen starke Stadt

Wistisburg sich, umringt von Bernerischen Kanonen
und deutschen Soldaten für die Freiheit erklärt und
den Rükzug der Truppen verlang! und erhalten habe.
Hoch finder die Tagangabe» der Basler Revolution
nicht ganz richtig und des früh in Liestal gepflanzten
Freihenebaums nicht erwähnt. M u ret will die von
Lüthi angegebne Thatsache, nicht aber jene von For-
nerod erwahnre, aufnehmen lassen; sonst würde jede
Stadt mit einer besondern Reklamation einkommen.

- Der Präsident wist die Diskussion schliesset,. D»c
eben so; es sey hier nicht um eine historische Arbeit,
sondern einzig um eine Erzählung, wie wir in Arau
zusammengekommen sind, zu khun. Bad ou meint,
die Mltglieorr, welche Bein.-kungen zu machen haben,
können dieselben oer Commission eingeben. Zulauf
will, daß auch erwähnt weroe, das älteste Mitglied
der Versammlung, Bodmer, habe die erste allgemein?
Zukammelisunft unter Anrufung Gottes eröffnet.
Crauer verlangt Tagesordnung über alle diese Be-
luertm gen. Kubi, will gern jeder Gemeinde und
jedem Dorfgen Ue Freude gönnen, ihr Kränzgen in
öieser E Zahlung aufzuhängen; aber woher ist dann
rieftr große Freiheetssinn entsprungen? wie verhielte

- sichs, wa n die mächtige französische Nation nicht im
Recken gestanden wäre, um den Schweitzcrhclden aus-
zudeif.n? Er verlangt Tagesordnung. B e r t h ollet
j, Wer, der Mord des Aessukanttn von General Me-
nard, als die eigent>.che Ursache des Einrückens der
Franken in die Scl>we,tz, sollte erwähnt werden.
Meyer v. Ar. stimmt Zàuf bei. BarraS will,
daß üverall unser Protokoll nur mit den Sitzungen
anfange. Der Benchr der Commission wird angeno.u,
men und was Luthi und Zulauf vrrlangt habe»,
ioll beigefügt w.rdui; vas übrige wird mit der Ta-
gesordnung abg-wieftn.

Berthollct und Usteri berichten im Name»
einer Commission üver den i/ten Abschnitt des Re-
gieme.lts beider Räthe, welcher von den Polizeistrafe»
gegen Mitglieder der Versammlung handelt. Die
Commission räth zur Verwerfung; sie sieht die Noth,
wendigkeit der im zten Art. enthaltenen Strafen nicht
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à Den Verweis ohne und mit Meldung im
Protokoll billigt ste; über den Hausarrest find die

Mitglieder der Commission nicht ganz gleicher Men
nuna; die einen würden an seiner Scelle/ eher eine
Geldbuße/ von der ste, auf Mitglieder, weiche sich

solcher Vergehen schuldig machen, grössere Wirkung
erwartet, wünschen; andere wollen den Hausarrest
b ibehalien, weil sie es für nochwendlg achten, dag
de Versammlung solche Mitglieder, dw zu grosse

S örung und Unordnung verursachen würden, sur
einlge Zeit aus ihrer Mitte entfernen könne — Die
Gesängmßstrafe verwirft die Commission einmüthig
»- Sie hätte einen besondern §. gewünscht, mit der
Erklärung, wie sich der Präsident zu benehmen hat,
um bei entstandenem allgemeinem Tumult, in der
Versammlung, allen Mitgliedern Stillschweigen auf-
zulegen. — Sie hätte auch die Bestimmung gewünscht,
Daß ein Mitglied, weiches einen Verweis erhalten
hat, nachdem es sich demselben unterworfen und zur
Ordnung gefügt hat, sich entschuldigen und allenfalls
rechtfertigen könnte, wodurch wohl in den meisten
Fällen, sortaesezle Widersetzlichkeit eincS getadelten
Mitgliedes überall vermieden werden konnte. Mu
ret stimmt auch für die Verwerfung und hält sowohl
Hausarrest als Gefängniß für ganz entbehrliche Strm
sen; er glaubt eine Faktwn in der Versammlung könnte
davon Mißbrauch machen und selbst die Majorität
habe nicht das Recht Mitglieder, die durch deu WK Z

len deS Volks hier sind, zu entfernen; Geldbußen
würden ihm vollends mißfallen, da ste immer sehr

ungleiche Strafen für Reiche oder Arme sind. For-
nerod ist gleicher Meinung; er meint, es hätte auch

bestimmt werden sollen, wann der Präsident zur
Ordnung rufen könne; dieß soll nur statt finden, wenn
ein Mitglied gegen das Reglement handelt oder aus
der Frage tritt. Er will überall nicht, baß der grosse

Rath über diese Gegenstände dem Senat Vorschriften
mac' ' d'escr soll eine eigne Commission dazu nieder,
setzen, day stimmt Muret bei und wünscht, daß der

Verweis mit Meldung im Protokoll Nicht anders alS

durch zwei Drittheile der Stimmen beschlossen w-rden
könne. — Der Beschluß wird einmüthig verworfen.
Usteri spricht gegen Fornerod's verlangte Commis,
sion; der grosse Rath schreibt dem Senat nichts vor,
so lange dieser verwerfen kann was ihm mißfällt, und

auf der andern Seite hat man beschlossen, daß das
Polijeireglement gemeinschaftlich für beide Rathe seyn

soll. Fornero d nimmt seine Meinung zurück. Bay
und Fuchs verlangen Motivirung des verworfnen
Beschlusses. Man geht zur Tagesordnung.

Auf Berthollets Bemerkungen, daß der einer
Commission übergebne Beschluß, welcher den Abschnitt
des Reglements von den Beschlüssen enthält, einen
beträchtlichen Redaktionssehler habe, wird aufZieglers
Antrag, verworfen.

Der Beschluß, dem jufolg die Juden in H-l.
vetien den Bürgereid nicht schwören sollen, bis über
ihr helvetisches Bürgerrecht entschiede« ist, wird ver,
lesen. — Man ruft zur Annahme. Muret wundert
sich über die Eile, mit der man einen Beschluß am
nehmen wolle, der durchaus konstitutionSwiürtg ist;
die Konstitution macht keinerlei Unte, schied zwischen
Sen Burgein verschxvner Religionen; er will den Je,
schluß verwerfen. Kubli gleichfalls; er findet die

Konstitution klar und es bringt unS keine Ehre soi,

chen Religionsuncerschied zu machen. F ornerod ist

auch erstaunt über diesen Beschluß des Gr. Rathes,
der dabei nothwendig den 20. Art. der Konstitution
muß vergessen haben; er will in Hinsicht auf diesen

20. j. zur Tagesordnung übergehen. Badou findet,
es sey jezt gar nicht um die Frage zu thun, ob die

Juden Bürger sind oder nicht, sondern daS Direkt»-

rium frägt ob die Juden jezt schwören sollen; die

Sache ist dringend und durch Verwerfung des Be,

schlusseö würde das Direktorium keine Antwort erhall

ten. Die Frage hingegen über der Juden Bürgerrecht
verdiene eine sorgfältige Prüfung, denn sie haben mit

der Freiheit und Gleichheit unvertragliche Gesetze.

Gen hard ist gleicher Meinung. Usteri wundert

sich mehr über die Bothschaft des Direktoriums, als

über den Schluß des Gr. Rathes. Wie konnte oas

Direktorium zweifeln, ob die Juden helvetische Bur,

ger wären? die Judengemeindeu in Helvetica be/leyen

aus ewigen Hinteesäßen, die durch die ConMuon
Bürger sind; die Constitution nimmt keine Rücksicht

auf Religionen; die Juden bilden keine besondere

Nation, denn sie unterwerfen sich ja allenthalben den

LandeSgesctzen. Andere Rücksichten können hier noch

weniger statt finden; Betrüger und schlechte Menschen

giebt es unter Juden und Christen, und wenn eö um

rer jenen deren mehrere giebt, so sind vielleicht die

Christen daran Schuld, und alSdaun liegt ihnen ob,

das durch sie verursachte moralische Uebel wieder M
zu inachen; » er verwirft den Beschluß. Ruepp
stimmt Badou bei; die Juden haben bisdahi» nirgend»

Bürgerrechte in ber Schweiß gehabt; sie waren a«

lenthalben nur als Fremde geduldetum nun
der Constitution Bürger zu werden, müssen sie günstige

Zeugnisse von ihrem Betragen aufweisen können; uee

werden sie aber, wenn sie sich wie bisdahin betragen,

in Ewigkeit nie erhalten; er will den Beschluß anney

men. Schärer hält es gar nicht für nothwendig,
in Eile neue Juden zu Schwcitzcrbürgern zu '""Hen'
wir haben alte genug Auch werden die Jude"
einen Eid halten, indem sie jährlich durch ihre ^binen von allen den Christen geschwornen ^wen >

gesprochen werden. Attenhofer will '

Fuchs ebenfalls; in 20 Jahren könne von konst'

tioneller Bürgerannahme ber Juden die Rede 1^ '

Duc will auch «»nehmen; so klar wie Usteri me



könne das Bürgerrecht der Juden doch nicht seyn, in-
dem das Ducktorium zweifelt, der grosse Ruch zwei-
fell und der lezterc schon 2 Tage darüber dcbattirt
und eine Commission niedergesezt hat. Meyer v.
Ard. will annehmen. Crauer hält der Juden Bür-
gcrrechk für unzweifelhaft und will den Beschluß ver
werfen. Oiclhelm dagegen will annehmen. Mit
grossem Stimmen mehr wird der Beschluß angenomm-m.

Der Beschluß, welcher alle Einzugsrechte »nd
Abgaben der Schweitzechürgerinucn, die aus einer
Gemeine in eine andere Heirachen, aufhebt, wird
«nmüthig angenommen.

Derjenige welcher dem B. Burkard von Zürich
seine Verlobte aus einem andern Canton, ohne Lei
stung des Einzugsgelds heirachen zu dürfen, bewilligt,
wird verlesen. Fornerod will zur Tagesordnung
übergehen, indem so eben das allgemeine G'fttz an
genommen ward. Ziegler und Muret ebenfalls.
Ruepp, Crauer und Müller stimmen für An-
nähme. Usteri verwirft den Beschluß als ganz über-
flussig, da nun das allgemeine Gesetz gegeben ist;
zudem auch weil sich der Beschluß auf dieses Ge>
setz beruft, das damals nur noch Resolution war
und diesen Augenblick erst Gesetz ward. Der Be-
schloß wird verworfen und die Verwerfung soll nach
Ustens Angabe im Protokoll motivin werden.

^
Der Beschluß, welcher dem Jac. Bücher Cant.

Zurich, auf seinem Grund und Boden, unter gewöhn«
tem Vorbehalt ein Haus zu bauen bewilligt, wird
angenommen.

Giudice, Deputierter vom C. Bellinzona, der
weder deutsch noch französisch versteht, bittet, daß
man ihn auf italiänisch von dem Hauptinhalt dessen
was verhandelt wird, unterrichte. Mari bittet ihn
sich immer neben ein iolches Mitglied zu setzen, das
ihm diesen Dienst privatim leisten kann.

Am lyten war keine Sitzung in beiden Räthen.

Grosser Rath 20. August.
B. Vizi leistet den Bürgcreid.
Büttler jagt: M'hrere Gemeinden im Ct. So-

lothurn habe» den Eid nicht geschworen, 0 «her neh
men einige Gemeinden im Ct. Baden den Anlaß zu
begehren, daß der Eîdepfsninl „ VocbehalNiug der
katholischen Religion" möclfte beigefügt werden. An
verwerth gla.bt, daß wenn Bü rtler einige Ge
meinden kenne, die den Eid nicht schwören wollen,
er dieses dem Direktorium anzeigen müsse: übrigens
sieht er durchaus die Nothwendigkeit nicht cm, ein-
solche Bedingung der Eîdessvimel beizufügen, weil
eine vernünftige Freiheit, uno nur <ine solche fode>t
vie Constitution, mit jeder christlichen Religion ver>

einbarlich ist. Zim mer m a nn fodert Tagesordnung,
weil die Eidesformel in der Konstitution bestimmt
und das Gesetz hierüber schon gröstentheils in Helves
rien ausgekühlt worden sey, und also, ohne Unord»

nung zu verursachen, nicht mehr geändert werden
konnte, und endlich well die Constitution selbst Ge,
wissenofreiheit gestatte, folglich die Federung schon

darunter begriffen ist. Cartier bezeugt, daß nun
alle Gemeinden des Cantons Solothurn geschworen-

haben: man geht einmülhig zur Tagesordnung.
Ta bin bemerkt, daßHaaS, Präsident der ita,

liänischcn Tagblattskommission ahwesend ist, und be,

gehn, day ein neuer Präsident der Commission zu»

geordnet werde: Huben wird hiezu ernannt.
Millet begehrt Ergänzung der Pulver- und

Salpeterkommission: Hemmeler und Hüssi werden
der Commission beigeordnet.

Chenaud begehrt Entlassung für 4 Wochenr
genehmigt.

Anderwerth begehrt fur Ammann, 14 ^.ag
Verlängerung seines Abwesenheitserlaubnisses: Ge,
nehmigt. ^

Kilchmann will auch fur 14 Tag Urlaub, der
ihm gestaltet wird.

Escher begelnt für Camenzind Verlängerung
seines Urlaubs, indem die Ursachen seiner ersten Ent,
f.rnung immer noch fortdauern. Dieser Urlaub wird
um 14 Tag verlängert.

Nuzet berichtet schriftlich, daß die E-dleistung
der Wallisser Geistlichkeit keinen weitern Anstand ha,
den werde; zugleich auch bittet er um Beschleunigung
der verausgabe des Volksblatts und der Einrichtung
der Friedensrichter. Noch ist ein Brief des BsschofS

von Sitten beigefügt, welcher über diesen E d der

Ge-stiichkeit nähere Auskunft giebt und die Berichts

Nuzet S über die wichtige Eidleistung bestätigt.

Die VcrwaltungSkammer des Cantons dee Walde

statte dankt für die Auswahl Luzerns zum Hauptorl
Hclvetiens, weil dadurch wahre Aufklärung und An,
Häuslichkeit an die neue Konstitution in ihrem Kanton
werde bcfödert werden. (Man klatscht.)

Der Ob rgerichlshof übersendet «inen Entwurf
seiner eignen innern Organisation. Escher sagt,
auch ohne die öftern Einladungen des Direktoriums,
die Organisation Helvcncus so sehr als möglich zu

beschleunigen, muß es jedem auffallend seyn, daß in dem

gegenwärtigen Augenblick die Organisation oon der

g ößten Dringlichkeit ist, und daß auch unvvlljtand^e
nhlernafte Orgamsationsvorschlage immer noch bcße?

siad ials gar keine, weil dann allmähiig mit mehr
Misse an ihrer Ausbesserung wird gearbeitet werden
können, daher ist es jezt Pflicht, Vorschläge, welche

im Ganze» betrachtet, gut ausgearbeitet sind, mit
so wenig Aufschub als möglich auznncbmen und in
Wirksamkeit zu setzen. Ich fodere also, daß dieser



Entwirf einer Commission übergeben werde, die m
s Tagen uns anzeige, nicht ob derselbe ganz vollkom
men sey, sondern ob er den allgemeinen Gen sosatzen
der Verfassung und des Rechts nicht wider,p eche und
also ruhig angenommen werden könne, bie- en-sl Zeit
vorhanden ist, auf mehr Vollkommenh.lc An P.nch zu

mach n. Huber folgt Eschrn, und wünscht, daß
die allgemeine O'gamsationecommilston hiermit beaus,

t agt werde. Cart ier folgt der Verweisung in diese

Commission will aber erst Samstags Rapport habe

und das Gutachten ganz pünktlich untersuchen. Car,
rard anerkannt die Dringlichkeit der Sache, all.in,
da hiervon die Ehre, und selbst das Leben der Mu
burger abhängen könne, so folgt er Ca rtier. Koch
folgt Eschern, weil überhaupt der Ganz unsrer Vec
Handlungen zu kleuilicht ist, und wir wegen unoedcu'
tenden Gegenständen oft ganze Tage verlieren; hier--
über können wir dem Beispiel der französischen Re,
publik folgen, welche anfänglich auch nicht jeden
weitläufigen Gesctzesvorschlag auf das sorgsäliig-re
ausfeilte, sondern einzig untersuchte, ob sie imGa»
zen den allgemeinen Grundsätzen nicht widerspreche» ;
von unsrer schleunigen Organisation hängt das Wohl
des Vaterlandes ab, also muß mit mehr Wirksamkeil
als bisher gearbeitet werden. Hub er unterstüzt
nochmals Eschers Antrag stimmt aber zu 6 Tag
Zeit für die Commission, welche ihn bearbeitet, und
will derselben auch noch die Commissionen der Civil-
und Criminalgerichtspflege beiordnen; dieser teztc
Antrag wird angenommen.

Secretan im Namen der Reglementscommis-
sion legt einen neuen Entwurf über den Abschnitt der
geschloßnen Sitzungen der Räthe vor. Die Haupt-
fächlichsten Abänderungen bestehen darin: O Statt
alle Finanzangelezenheiten in geschloßnen Sitzungen
behandeln zu lassen, nur die Austagengegkiistände heim»

lich zu behandeln. 2. In geheimen Sitzungen behan-
delte Gegenstände, die als Gesetze öffentlich bekannt
werden, sollen in das Tagblatt cmgerükt werden, z.
Sollen die §§ wegen Verpflichtung der Mitglieder zu

Hiimhaltung der Verhandlungen in geschloßner Siz
zung, bis sie durch einen Schluß der Versammlung
davon entledigt werden, ganz ausgelassen werden.
4. Der Präsident jedes Raths soll das Siegel deffett
den in Verwahrung haben so lange er seine Stelle
bekleidet.

Escher begehrt in Rüksicht der ersten vorgeschlag-
nen Aenderung, Beibehaltung unsers ersten Beschluss

ses; er glaubt, Finanz fachen sollen nur deswegen
heimlich behandelt werden, um unsern Nachbacen
keine bestimmte Kenntniß unsrer Kräfte zu verschaffen,
also wäre eher Grund vorhanden allgemeine Finanz'
gegenstände heimlich und dagegen die Auflagen öffenc,
lich zu behandeln, damit das Volk von misrer Sorg'
fält hierüber umerrichtet, und wenn wir Mangel an

genauen Kenntnissen bemerken lassen, nwn in Stande
gesezr werde, uns Angaben mi.cheilm zu können.
H »der folgt in R-kst.yt s^r Grundsatz? Eschcrn,
e. glaubt aber, man kömne sich nur auf ist, Einla«
dang des Direktoriums v u-asssn, cin.n G.gcusiand
> -g schloßnei Sitzung zu behandeln, od.e aber, wenn
ri ses nicht angenommen wird, so wünscht cr zu bee

stimm n, daß aile wichtige Finan zfachen auf
diese A t b.hmiseit werden. Secretan glaubt,
man kö utte dem Vorschlag der Commission noch best

säge - : „ u .d allzu».ine Finanzg.genst nde. " Lull n
glaubt, da uns.e Stacke nicht von dem Reichchum,

jouira von der Einigkeit der Nation abhänge, und

öa heimliche Behandlung der Abgaben nur wegen
Verhütung des Agiotages nöthig sey, so müsse dieser

5. des Gutachtens angenommen werden. Koch folgt
Secretan. Zimm ermann folgt Hubern. Hut
b e r s und S e c c e t a n s Anträge werden gemeinschafst
lich angenommen. Die z übrigen vorgeschlagne»
Abänderungen des eisten Beschlusses werde» ange?

tiommen.
Escher fodert den Rapport der Militaiccsnu

mission als eine der dr ngeridstcn Angelegenheiten,
weiche schon vor z Tagen an der Tagesordnung war.

Herzog vertheidigt die Commission über diese Acre

säumnis durch Abwesenheit und andere dringende

Geschäfte ihrer Mitglieder. E sch e r beharret, weil

die Commission den Auftrag hat, uuausgesejt uns

mit Beiseitesetzung ihrer übrigen Geschäfte zu arbest

ten. Der Cnminission werden noch z Tage Aufschub

gestartet.
Car mintran trägt im Namen einer Commis»

sion darauf an, der Gemeind Kerserz die von den

ehcvorigeu Regierungen rhr zuzesprochnen 8 Jucha»
ten Moorland, anzuweisen und zu übergeben»

El ch er unrerstüzt den Antrag der Commission und

begehrt einzig Verbesserung der schlechten deutschen

Redaktion. Trösch folge; eben so auch Kühn.
Carrard sieht Schwierigkeiten in der Annahme des

Gutachtens, weil sich einige Geineinden wagen, ihrem

Weidrccht auf diesem Moos zu widersetzen. Car»

mintran vertheidigt das Gutachten, weil diese G»
meinven schon von der vorigen Regierung mit ihren

Ansprüchen abgewiesen wurden. Daö Gutachten wird

angenommen. '
Car mintran schlägt im Namen einer Commis»

sion vor, den Verkauf, welchen das Kloster Engel»

berg von einem Haus in Luzern machte, während es

schon im Sequester lag, zur Untersuchung und

siimmung der Luzernijchen Verwaltungskammcr j»
übergeben. Das Gutachten wird angcncmmen.

Euter begehrt schriftlich wegen Krankheit,»
Tag Urlaub. Genehmigt.

(D.e Fortsetzung im 152. Stück.)



Der schweizerische Republikaner.
Hundert zwei und dreissigstes Stück.

Gcsezgebung.
Grosser Rath, 20. August.

(Fortsetzung.)
Koch bemerkt, daß ungeachtet der Dringlichkeit

der Organisation des Militarwesens noch tein Kriegs-
minister, ernannt sey, da doch zur Beschleunigung der
Arbeiten über diesen Gcgenstaud, ein solcher sehr noth»
wendig wäre; er begehrt daher Einladung au das
Direktorium, einen Kriegsminister zu ernennen.
Kubn sagt: Wir haben einen Kriegsminister, aber
er ist in Egypten, nemlich der in fränkischen Diensten
stehende General Reynier; daher sollte das Dirck-
torium eingeladen werden, inzwischen einen sähigen
Mann an diese Stelle zu setzen. Dieser lczce Antrag
wird angenommen.

Zi mm ermann fodert schleunigen Rapport der
Commission über Weinschenken Hub er begehrt noch
6 Tag Zeit für diese Commission. Angenommen und
statt Su ter der Commission beigeordnet: Cartier.

Delves fodert, daß alle Mitglieder dem Gesetz
gemäß, in der Amtskleidung erscheinen. H über
will, daß man d>e Amrskl-'idnng bei der Eröfnnng
der Sitzungen in kuzern allgemein trage. Koch so-
dert Beibehaltung des Dekrets über diesen Gegenstand.
Das Dekret wird zurükgenommen. Koch fodert,
daß keine Zeit bestimmt werde, wenn die Amcskiei-
dung getragen werden soll, weil diese Gesetze doch
nicht beobachtet werden. Kühn bezeugt, daß nicht
Verachtung des Gesetzes, sondern Unmöglichkeit schon
«inen gestikten Kragen sich zu verschaln, ihn ander
Beobachtung des Gesetzes hindere. Marcacci bit-
tet auch »m Aufschub, weil die italiänischen O?pu-
tirtcn diese Zeilbtstnnmung nicht kannten und m der
Unmöglichkeit waren, sich ihre Amtskleidung zu ver-
schaffen. Schoch sagt, wenn wir bezahlt werden,
so ist billig, daß wir uns goldne Kragen machen
lassen, aber so lang der Staat nicht Gclo hat uns
zu zahlen, so ist auch natürlich, daß jeder in seinem
gewohnten Kleid erscheine. Das allgemetne Tragen
der Amtskleidung wird auf den 21 Sept. festgesezt.

Senat, 20. August.
H och legt schriftlich die von ihm ehegestcrn schon

reclamirten Daten aus der Basler Rcvolutionsge-
schichte, die sin der Einleitung des Scnateprotokolle
erwähnt seyn sollten, vor ; nach denselben ist der Frei-
heitsbaum zu Liestal am 18. Januar, und also früher
als in der Waadt gepflanzt worden. Muret will

den Kanton Basel auf keine Weise beeinträchtigen,
aber schon am iz. Januar haben die Dcpunrten der
Gemeinden des Waadtlandee sich vereinigt, die Gnind-
lag? der Revolution und der Waadtlandischen Nati-
onalversammlung gelegt; man soll also beide Thatsa-
chen ins Protokoll aufnehmen. Hoch erwiedert:
Schon den 8ken Januar habe das Basler Landvolk
die Landvögte verjagt, und am iz. seine feierliche
Deklaration für Freiheit und Gleichheit der Stadt
übergeben. Mittelholzer fodert Tagesordnung;
es sey nicht darum zu thun, eine Geschichte der Re-
volution zu schreiben, also sollen wir auch diesem Rang-
streit ein EnSe machen. Hoch besteht auf seinem
Antrage. Kubli: Wann wir alle solche Nebenpm-
stände in uüser Protokoll einrücken wollten, so griffen
wir den Geschichtschreibern in's Handwerk; auch die
alten demokratischen Stände könnten dann Anfode-
rungcn machen; Wir Glarner haben ohne Zuthun
von Frankreich, schon im Jahr 1Z88 für Freiheit,
Gleichheit und Menschenrechte gestritten; ich verlange
davon auch ehrenvolle Meldung. Crauer will das
von Hoch angeführte Datum einrücken lassen. Lütht
v. Langn, glaubt, das Protokoll sollte durchaus nur
mit den Sitzungen seinen Anfang nehmen; das übrige
gehöre dem Historiker; übrigens sey in seinem, wenn
schon schlechten Orte, bereits im December ein Comite
errichtet worden. das sehr viel Gutes gestiftet und
Schlimmes verhütet habe. U st cri bittet, daß man
doch izt nicht gar von Comites zu sprechen anfange,
er würde sich sonst — in Abwesenheit seiner Collegen
Boomer und Skapfer — genöthigt sehen, für das sehr
bekannte Comite zu Stafa die Priorität zu relia-
miren. Er glaubt aber es könne von Comites hier
überall nicht die Rede seyn, und bittet den Senat
sich an den Auftrag den er seiner Kommission gab zu
erinnern; sie sollte nicht blos das Protokoll mit der
ersten Sitzung eröfnen, sondern eine Erzäh ung der
verschiedenen Zusammenkünfte der Deputirte» im Gast-
Hofe zum Oehsen, ehe man sich coustituirle, liefern.
Nun fand die Kominission nothwendig, anzugeben,
wie und wozu die Deputirten allmähüg in Arau ein-
trafen, und dafür war die Erwähnung eer vorzüglich-
sien und bekanntesten Ereignisse unsrer dießjah-
rig en Revolution nothwendig. Man soll al'o Hochs
berichtigtes Datum aufnehmen und über alles andere
zur Tagesordnung gehen. Fornerod erneuert seine
Geschichte von W-fl sburg; wenn man diese nicht ein-
rücke, so soll man auch alles andere wegstreichen.
Mü n g er verlangt Tagesordnung; man soll lieber
izt die Revolution fortsetzen und dem Publikum zeis
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gen tÄß sie gemacht ist. — Ust er is Antrag wird an« î Aibon hat übrigens Bewertungen gemacht, die äffe

genommen. ^ in dem Bericht der Kommission einhalten, ob freilich
Ein an den Senat gerichteter anonimer Briefv nicht alle Bemclklingcn öcs Bcricirrcs die seinen sind,

wild ungeleftn auf die Seite gelegt. ê Muret: Ich will meine Meinung über eine

Die Discussion über den Zehendeni und Feodalc « Frage auseinandersetzen, über welche das Publikum
abgabenbeschkuß w-rd eröffnet. — Auf Meyers v. e wie die Rathe sehr ungleich dcnkl. G^-nj unpanhell
Arbon Antrag sollen die Mitglieder der Kommission " isch, ich darses sage», und in einer lolchen Lage, die

zuerst, und auf Crauer und Fornerods Antrag
soll jedes Mitglied zweimal reden können.

Meyer s. Arbon: Es wird dem Senat erin-
nerlich seyn, daß ich als Mitglied der Kommission dem

es meinem besondern Inteicssc gl-ichgultig seyn laßt,
cb Zeheiidcn und Bodenzinse auf die ein oder Mere
Weise loskäufiich erklärt werde», frei von sidemsieM
den Einfluß, und eben so entfernt durch DrohimM

Gutachren derselben nicht unbedingt, wohl aber der H von einer oder Lobsprüche von anderer Sesie Met
Verwerfung des Beschlusses beipflichtete. Ich will z zu werden, habe ich kaltblütig die wichtige Fragt, A
keiîî-eswegs in die Untersuchung eintreten, ob die Ze
henden eine Abgabe oder eine Schuld sind? Welches
von beiden der Fall seyn mag, so fragt sich's, ob die

gegenwärtigen Besitz r ihn rechtmässig an sich gebracht,
und ihr Eigenthumsiecht beweisen können? sobald
dieß ist, so müssen sie entschädigt werden; wer soll
aber entschädigen? Gerne würde ich dew Staat ent-
schäd-gcn lassen, allein wenn er es thun soll, so frägt
es sich, aus welchen Quellen? Dre Zehndpflichtigen
müssen dem Staat diese Quellen liefern. So sehr ich

diese Beschwerden des Landmarins abgcschaft wünsche,

so machen mir allgemeine Pflichten es doch unmög
Uch, den Beschluß, so wie er ist, anzunehmen; das

Halbe vom Hundert ist keine Entschädigung, kein Ae>

auivalent; der Staat wird dabei zu sehr geschädigt;
die Grundzinse sollten etwas höher angeschlagen wer-
den. — Der allzugrossen Strenge des Kommissional
Gutachtens kann ich um so weniger beipflichten, als
dasselbe auch sogar die Ehrschätze will abgekauft wrsi
sen, die längst schon als Perfonalftudakrechte aufge:
hoben sind.

Lüthi v. Sol. Mein Vorgänger erkennt dieZe-
henden für Schuld an, indem er Eigenthümer dersel

den anerkennt; wo ein Gläubiger ist da muß auch ein

Schuldner seyn, und es ist gar nicht die Frage: ob

der Zehenden bei seinem U sprung eine Abgabe war,
sondern ob derselbe in Kaut und Verkauf gekommen,
geerbt, getauscht, verschenkt worden sey; in diesem

Fall muß er als Eigenthum, und kann nicht als Auft
läge angesehen werde. Wann der Staat durch irgend
ein Mittel, alle Zebenden an sich kaufen könnte; dann
könnte man ihn als allgemeine Auflage ansehen; dann
könnte ihn der Staat aufhoben und andere Auflagen
an seine Stelle setzen. — Der Finanzminisier glaubt
ein solches Mi lel gefunden zu h> b> n; er will ein

allgemeines gleicharmiges Steuer,'ystcm errichten;
daneben die Zehndpfiichtige vier Jahre durch noch

den Zekcnden'zahirn lassen, daraus eine Losk,ufu»gs>
fasse errichten, die Piivarzehendbcsitzer entschädigen

und hernach de» Zebenden aufheben; — dieß ist auch

me>ne Meinung. Aber die Resolution ist verwerflich.

uns vorgelegt ist, geprüft, und das Resultat n«
Prüfung ist, daß ich nicht anders kann, als die M«
lutlvn des grossen Rathes annehmen.

Nicht als ob ich dieselbe für fehlerfrei anM,
und allen ihren Grundsätzen beipflichte; ihrer AM
jung mangelt gehörige Klarheit und Bestimmtheit; bit

Last welche sie der Nation auflegt scheint mir gioß i»

seyn; ich werde mein Syst m über Art und Preis

der Loskaufung darlegen, vorher aber einige Beim«

kungen über die Natur der Abgaben, so Gegenstand

des Beschlusses sind, machen.
Die Fortsetzung im izzsten Stu«>

Bericht der Militärkommission über die EinriMS
einech stehenden Truppencorps, dem grossen Mg
der einen und untheribaren helvetischen Repê
den 2isten August -798, vorgelegt. (Am 27 A»'

gust vom grossen Rath und am 4. Sepum»»

vom Senat angenommen.)
Der grosse Rath der einen und untheilbart»

helvetischen Republik.
AndenSenat.

In Erwägung. daß es dermalen eines der drmgenM

Bedürfnisse sey, so geschwind als immer möglich MM
nete Macht zu errichten, durch welcke die allgemeine
Ruhe und Orommg in, Innern der Nepnplik gehandlM, «

Sicherheit der Strassen befördert, die Vollziehung der

gegen den allfälligcn Widerstand Uebclgesiniirer aller Arr.o»
gesetzt, und auftührische Ilmei'nehmungen nicht nur >m

drückt, sondern denselben kraftig vorgeboge» werden konm,

In Erwägung, daß diese bewaffnete Macht auf den

von stehenden Truppen gesetzt weroen müsse, ^durch Uebung, und daheriger Gcsclavwdigkeir, m ersttz'N'

ihr an Zahl gebricht, anderseits dann, uni beständig Z"

Verrichtungen bereit zu seyn;
In Erwägung, daß aber eine vollständige, w> en;

Organisalion des Militärs, sowokl politische Angaben er., '

^
die dermalen noch gebrechen, als aber oesonMS denn >

^
ruhiger Ueberlegnng und vielem Icitanfwand en

muß; hingegen aber eine sogenannte M ion ode "
Waffen zusammen, im Verfolge jeder Uml.mnN;

Daß fernere nicht das aewöunliche Venu' »w 0^ ^
rey gegen die Infanterie bey diejer Legie» b.00oachtet

indem sie keine Entschädigung gewährt, und dem k könne, weil >) Remerc» die zweckmässigste

Staat ungeheure Schulden auswalzt. — Meyer von ihaoung der innern Sicherheit ist; weil sie Hi»
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